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Aufblühen
Von Ambra Ihme 

EDITORIAL

Wie schaffen wir es, 
Städte lebens-
werter zu ma-
chen? Für mich 

helfen Pflanzen und Wasser als 
Ausgleich und Ruheort. Hätte ich 
einen Wunsch frei für die Stadt 
von morgen: Er wäre, die Natur 
und ihre Elemente mehr ins 
Stadtbild zu integrieren.

Es gibt viele Ideen, wie man 
das schaffen kann. Auch Lüne-
burg hat neue Pläne, beispiels-
weise Fassaden oder Bushalte-
stellen zu begrünen. Weitere 
Projekte in der Region stellt un-
ser Autor Tjade Brinkmann auf 
Seite 26 vor.

Neben politischen Entschei-
dungen gibt es viele kleine und 
private Projekte. Beete auf Fuß-
gängerwegen oder urbane Gär-
ten in der Innenstadt. So habe 
ich kürzlich nach dem Einkaufen 
den Platzpark entdeckt. Das ist 
ein Projekt der Extinction Rebel-
lion Ortsgruppe, einer internati-
onalen Bewegung, die sich für 
Klimagerechtigkeit einsetzt. Die 
Aktion Platzpark statt Parkplatz 
fordert eine Stadtgestaltung mit 
mehr Lebensraum statt Auto-
raum. Diese Hochbeete sind der-
zeit vor Edeka Bergmann und im 
Clamartpark zu finden. An Ide-
en wie diesen erfreue ich mich 
jeden Tag. Werdet auch ihr ak-
tiv! Geht raus, sät, gießt, bewun-
dert – und macht damit euch und 
eure Mitmenschen glücklich.

Grün
und fair

Für alle 
da?

„Das Jahrzehnt der 
Städte“: Grünen- 
Politikerin Katharina  
Fegebank fordert im 
Interview, Autos aus 
den Innenstädten zu 
verbannen, und  
erklärt, wie eine Stadt 
gendergerechter wird 
▶ Seite 26

Die Polizei kämpft  
immer wieder mit 
Rassismusvorwürfen 
in den eigenen  
Reihen. Welche  
Reformen sind nötig? 
▶ Seite 27

Donnerstagnacht
VON ANTON BURMESTER, JULIA 
FEHR, AMBRA IHME, CHARLINE 

LÖBBECKE UND CORINNA 
MANSCHKE

Am Morgen nach der Party, wel-
che die Startwoche in Turbulen-
zen stürzen sollte, ploppte in ei-
nem Gruppenchat eine Sprach-
mitteilung auf: „Ich habe gerade 
eine Nachricht erhalten, dass ei-
ner, mit dem ich am Wochenen-
de zusammen war, Corona-posi-
tiv getestet wurde.“ Und weiter: 
„Es tut mir voll leid, dass ich euch 
jetzt noch so umarmt hab. Ich 
hoffe, dass ich das jetzt nicht hab 
oder dass ich euch jedenfalls 
nicht angesteckt hab.“

Kurz danach, am vergangenen 
Freitag um 12.29 Uhr, schickte 
die Leuphana-Universität eine 
Rundmail. Betreff: „Update zur 
Startwoche“. Studierende, hieß 
es, hätten am Abend zuvor eine 
private Feier im Kurpark veran-
staltet, eine „größere Anzahl“ 
von Erstsemestern sei dort ge-
wesen. Und weiter: „Im Rahmen 
dieser Veranstaltung soll es ei-
nen Risiko-Kontakt gegeben ha-
ben.“ Man nehme diesen Vorfall 
sehr ernst. Die Gruppentreffen 
der Erstsemester auf dem Cam-
pus seien vorläufig abgesagt. So-
weit die offizielle Sicht.

Bald gingen Gerüchte herum, 
verbreitet über soziale Medien. 
Von „200 bis 400 Leuten“ im 
Kurpark war dort die Rede, von 
vier Polizei-Autos, die die Feier 
„gesprengt“ hätten. Plötzlich 
standen offenbar Anschuldigun-
gen im Raum – so deutliche, dass 
der Leiter der Startwoche in ei-
ner Mail schrieb: „Diejenigen, die 
Donnerstagnacht dabei waren, 
gehören trotz ihres Fehlers ohne 
Abstriche zur Universitätsge-
meinschaft.“ Es gehe nicht dar-

um, „einzelne Studierende zu 
verurteilen oder zu sanktionie-
ren.“

Was war also Donnerstag-
nacht wirklich passiert?

Mithilfe von Aussagen der Or-
ganisatoren der Startwoche, der 
Polizei und Menschen, die im 
Kurpark gefeiert haben, lässt 
sich der Abend weitgehend re-
konstruieren. 

Der Vorfall ist exemplarisch 
für eine Zeit, in der über den Um-
gang mit der Corona-Pandemie 
gestritten wird: über Masken-Re-
geln, Abstandsgebote und das 
korrekte Maß der Kontaktbe-
schränkungen. Die Party im Kur-
park wirft deshalb Fragen auf, 
die über den Donnerstag hinaus-
gehen: War nicht damit zu rech-
nen, dass Erstsemester sich zu 
Partys treffen? Wie korrekt ha-
ben sich alle Beteiligten verhal-
ten? Und wie geht man als Uni-
versität künftig am besten mit 
solchen Corona-Verdachtsfällen 
um?

Nach ihren Veranstaltungen 
in Kleingruppen hielten sich am 
Donnerstag mehrere Erstsemes-
ter-Studierende auf der Mensa-
Wiese auf, erinnern sich einige, 
die dabei waren. Sie wollen ano-
nym bleiben. Man habe sich 
dann entschieden, in den Kur-
park umzuziehen. Dort trafen 
mehrere Gruppen aufeinander. 
Zunächst spielten sie Flunkyball, 
ein Trinkspiel, und blieben größ-
tenteils unter sich. Später misch-

ten sich die Gruppen.
Insgesamt waren nach Aussa-

ge der Studierenden nicht mehr 
als 70 Leute im Park, „eher we-
niger“. Dabei war das Verhältnis 
von Erstsemestern zu höheren 
Semestern zunächst recht aus-
geglichen. So wurde einer Erst-
semesterstudentin gesagt, sie 
und ihre Freund*innen seien an 
diesem Tag „die ersten Erstis“, 
die man treffe. Die Erstsemes-
terstudierenden hatten den Ein-
druck, dass die höheren Semes-
ter „einfach mal wieder Bock“ 
hatten zu feiern. 

Gegen 22.15 Uhr ging bei der 
Polizei Lüneburg ein Anruf ein. 
Anwohner*innnen meldeten 
eine Ruhestörung. Wie ein Pres-
sesprecher der Polizei mitteilte, 
gehe man davon aus, dass mehr 
als 50 Menschen vor Ort gewe-
sen seien. Beim Eintreffen der 
Beamt*innen waren aber bereits 
fast alle Menschen geflüchtet. 
Lediglich die Personalien einer 
einzigen Person wurden aufge-
nommen.  

Die Corona-Verordnung des 
Landes Niedersachsen legt für 
Treffen eindeutige 
Grenzen fest. Dem-
nach dürfen sich im 
Freien nur bis zu zehn 
Menschen (oder Perso-
nen aus zwei Haushal-
ten) treffen, ohne da-
bei den Mindestab-
stand von 1,50 Meter 
einzuhalten. Das 

macht deutlich: Die Studieren-
den haben mit aller größter 
Wahrscheinlichkeit gegen Coro-
na-Regeln verstoßen. 

Wie hoch die mögliche Infek-
tionsgefahr im Freien ist, lässt 
sich nur schwer einschätzen. 
Grundsätzlich ist eine Übertra-
gung des Corona-Virus im Frei-
en eher unwahrscheinlich, da 
Wind Tröpfchen und Aerosole, 
über die das Virus übertragen 
wird, davonweht. Doch werden 
die Sicherheitsabstände nicht 
eingehalten, besteht auch im 
Freien die Möglichkeit, sich an-
zustecken.

Die Universität reagierte zü-
gig. Am Donnerstagabend habe 
sie von Tutor*innen erste Nach-
richten über die Party erhalten, 
sagt der Leiter der Startwoche, 
Sven Prien-Ribcke. Am Morgen 
darauf wurde die Leitung über 
den Risikokontakt informiert. 
Am frühen Freitagmorgen ent-
schied man im Präsidium, Ver-
anstaltungen in den digitalen 
Raum zu verlegen. Erst als am 
Montagmorgen ein negatives 
Testergebnis des Studierenden 
vorlag, fiel die Entscheidung: Ab 
Dienstag durften die Erstsemes-
ter wieder auf den Campus.

Für die Polizei gehöre diese 
Art von Einsätzen wie am Don-
nerstag zum Tagesgeschäft, sagt 
der Pressesprecher. Es gelte im-
mer eine erste Einschätzung vor 

Ort 

und Prüfung der Intensität der 
Lage. Wenn die Corona-Vor-
schriften für Treffen im Freien 
nicht eingehalten werden, müs-
sen Betroffene mit Bußgeldern 
rechnen, so die Polizei. 

Wie aber soll man umgehen 
mit solchen Ereignissen? Wenn 
es bloß um Kontakte eines Kon-
takts zu einem Infizierten geht? 

Für die Universität ist klar, 
dass sie in einem ähnlichen Fall 
wieder so handeln würde. Solche 
Situationen lassen sich laut Leu-
phana-Sprecher Zühlsdorff nie 
ausschließen. Die Universität 
habe daher in ihrem Hygieneko-
nzept schon zuvor festgelegt, 
wie in Risikosituationen zu re-
agieren sei. Die Entwicklung der 
Pandemie werde seit März die-
ses Jahres von zwei Krisenstä-
ben beobachtet und dement-
sprechende Entscheidungen ge-
troffen. 

Es wird auch in diesem Se-
mester ein ständiges Abwägen 
bleiben: Wie viel Präsenz auf 
dem Campus ist möglich, wie viel 
zu gefährlich? Man habe inten-
siv überlegt, ob man die Präsenz-
Veranstaltungen auch am Mon-
tag unterbrechen solle, sagt Sven 
Prien-Ribcke, da „uns die Prä-
senz sehr am Herzen liegt“. 

Die Startwoche ist für die 
Erstsemester eine wichtige Ge-
legenheit, neue Freund*innen zu 
finden. Wenn man von sich nur 
von Bildschirm zu Bildschirm 
kennenlernt, ist das kaum mög-

lich. 
Und so sind am 
Ende diejeni-
gen gebeutelt, 
die sich an alle 
Corona-Regeln 

gehalten haben.

Die Startwoche begann turbulent: Nach einer 
Party im Kurpark gab es einen Corona-
Verdacht. Schnell kamen Gerüchte auf.  

Die Rekonstruktion eines Abends 

Reisen zum roten Planeten 
sollen bald starten. Aber lässt 
es sich dort wohnen?  
▶ Seite 28

Mars macht mobil
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„Mehr männliche Erzieher in Kitas“
VON CHRISTOPH MEYER  
UND HANNAH STEINER

Wie wollen Sie Hamburg verän-
dern, damit Menschen dort 
nachhaltiger leben können?
Dieses Jahrzehnt wird das der 
Städte und Metropolen sein. 
Neben der akuten Be-
kämpfung der Corona-
Krise steht der Kli-
mawandel oben auf 
der Agenda. Wir wol-
len eine nachhaltige 
und klimaneutrale 
Stadt schaffen – mit so-
zialem Zusammenhalt 
und guter, aktiver Bürgerbeteili-
gung. Unser Klimaplan und das 
Klimaschutzgesetz sind ehrgei-
zig. Die Ziele daraus wollen wir 
in Hamburg schnell erreichen.

Im Koalitionsvertrag taucht die 
Mobilitätswende als wichtiger 
Punkt auf. Wie wird sich der Ar-
beitsweg eines Menschen, der 
von Buchholz in die Innenstadt 
Hamburgs pendelt, künftig ver-
ändern?
Idealerweise wird er aus einem 

Mix an unterschiedli-

chen Angeboten bestehen: ei-
nem kurzen Fußweg oder einer 
Radfahrt zum Bahnhof, dann ei-
ner Bahnfahrt zu einem zentra-
len Knotenpunkt in Hamburg, 
von dort entweder zu Fuß, mit 
einem Stadt-Rad oder einem an-
deren Sharing-Angebot. Also 

schnell, bequem und 
möglichst ohne eige-

nes Auto. Die Autos 
sollen aus der Innen-
stadt, um Straßen- 
und Stadträume neu 

zu verteilen und das 
Leben in den Quartie-

ren zu stärken. Wenn es 
ein Angebot gibt, das einfach, be-
zahlbar, praktisch und sicher ist, 
wird es auch von den Kundinnen 
und Kunden akzeptiert; da bin 
ich mir sicher. 

Die Bewegung Fridays for Fu-
ture stellt eine konkrete Forde-
rung an die Hamburger Bürger-
schaft: ein ÖPNV-Jahresticket 
für 365 Euro. Ist das nicht eine 
praktische, bezahlbare Idee?
Das ist eine schöne Idee, die wir 
aktuell nicht schultern können. 
Unsere Priorität ist der flä-
chendeckende Ausbau des 
ÖPNV in äußere Stadtteile und 

in die Metropolregion hinein. 
Die faire Gestaltung des Tarif-
systems ist uns auch ein großes 
Anliegen. Aber klar ist auch: Wir 
haben leider keine unerschöpfli-
chen Finanzierungsmöglichkei-
ten. 

Sie sind auch Senatorin für 
Gleichstellung. Wie sieht eine 
gendergerechte Stadt für Sie 
aus? 
Wir brauchen für alle Menschen 
Chancengleichheit und gleichbe-
rechtigte Teilhabeperspektiven. 
Schauen Sie nach Skandinavien –  
dort sind Dinge selbstverständ-
lich, über die man bei uns noch 
diskutiert: Wer ist federführend 
für die Sorgearbeit zuständig? 
Wer kümmert sich um pflegebe-
dürftige Angehörige und wie ist 
das mit der Work-Life-Balance? 

Deshalb müssen wir bei der Fra-
ge nach der Geschlechtergerech-
tigkeit konstatieren: Es bleibt 
weiterhin noch sehr viel zu tun. 

Welche Maßnahmen  
ergreifen Sie konkret?
Das fängt bereits damit an, dass 
wir die Angebote auf Kinderbe-
treuung stark ausgeweitet ha-
ben. Auch die verlässliche Ganz-
tagsschule hilft 
enorm, Mütter 
zurück in den 
Beruf zu holen. 
Und seit einigen 
Jahren ist un-
ser Gremienbe-
setzungsge-

setz erfolgreich, nach dem nun 
alle vom Senat besetzten Gremi-
en sowie beispielsweise Auf-
sichtsräte öffentlich-rechtlicher 
Einrichtungen mindestens 40 
Prozent Männer und Frauen auf-
weisen müssen. Seitdem es die-
ses Gesetz gibt, ist es viel schwe-
rer zu sagen: „Oh, da konnten wir 
jetzt keine Frau finden.“ Oder: 
„Da gibt es niemanden.“ Auch an 
die Steuerfragen müssen wir ran 
– aber auch an das Thema Quo-
tenregelungen. Meine Erfahrung 
ist: Eine gesetzliche Verpflich-
tung wirkt, freiwillige Selbstver-
pflichtung nicht. 

Wie sieht es  
bei der Bildung aus?
In Hamburg haben wir eine Ini-
tiative angestoßen, die mehr 
männliche Erzieher in Kitas 
bringt. Wir haben den höchsten 
Wert aller 16 Bundesländer. So 
soll sich das herkömmliche Rol-
lenverständnis für Kitakinder 

ändern. An den Schulen 
haben wir ebenfalls 
Programme wie 
MINTpink auf 
den Weg ge-

bracht, um 

Mädchen stärker für naturwis-
senschaftliche Berufe zu begeis-
tern. An den Hochschulen gibt 
es mit „Pro Exzellenzia“ eben-
falls die Initiative, Akademike-
rinnen besser miteinander zu 
vernetzen. Alles in allem haben 
wir aber die gewünschten Effek-
te auf dem Arbeitsmarkt und bei 
der Erwerbsbeteiligung von 
Frauen noch nicht erreicht. Das 
gilt auch für Frauen in Führungs-
positionen, in Naturwissen-
schaften, Ingenieurswissen-
schaften, im Bereich IT und Di-
gitalisierung. 

Sie sitzen als Zweite Bürger-
meisterin einem Senat vor, in 
dem es doppelt so viele Män-
ner wie Frauen gibt. Ist das eine 
gute Grundlage, um Chancen-
gleichheit in der Gesellschaft zu 
schaffen?
Für die Grünen haben wir im Se-
nat eine geschlechtergerechte 
Quotierung erreicht: Wir sind 
zwei Frauen und zwei Männer. 
Doch darauf kann man sich nie 
ausruhen. Gesamtgesellschaft-
lich ist noch immer Luft nach 
oben.

Wie kann eine Stadt nachhaltig und 
gendergerecht werden? Die Grünen-Politikerin 
Katharina Fegebank ist Zweite Bürgermeisterin 

von Hamburg sowie Senatorin für 
Wissenschaft, Forschung, Gleichstellung und 
Bezirke. Sie hat sich unseren Fragen gestellt

Das wird ja immer grüner

VON TJADE BRINKMANN

Es ist unübersehbar, das alte 
Bunkergebäude: 75 Meter lang, 
75 Meter breit, 38 Meter hoch. 
Direkt daneben das Heiligen-
geistfeld, 20 Hektar Asphalt. Im 
Sommer heizt sich die Fläche 
mächtig auf, die Hitze steht. So-
weit das Auge blickt: keine na-
turnahe Begrünung – von ein 
paar Bäumen und wildem Wein 
einmal abgesehen.

Das ändert sich gerade – der 
Flakturm in Hamburg soll be-
grünt werden. Bis Sommer 2021 
soll ein Dachpark entstehen, mit 
Park-, Garten- und Erholungsflä-
chen, zudem ein umlaufender 
Balkon mit Platz für großflächi-
ge Bepflanzung und hochwach-
sende Gewächse. Vertikale Beete  
könnten die Bunkerwände grü-
ner machen. 

Das Projekt ist ein Riese, wie 
der Bunker. Aufwändig, teuer. Al-
lein der Umbau wird wohl zwi-
schen 25 und 30 Millionen Euro 
kosten, dazu kommt der Unter-
halt. Finanziert wird das privat. 
Insgesamt wollen die Initiatoren 
eine über 8000 Quadratmeter 
große Grün- und Gemeinschafts-
fläche etablieren. Ein ambitio-
nierteres Projekt gibt es derzeit 
wohl kaum in Deutschland.

Eines der Ziele: neue Natur 
für Hamburg schaffen und das 
Stadtklima verbessern. Der Bun-
ker soll ein Ort der Ruhe, Erho-
lung und Besinnung werden. 

Grün in der Stadt hat viele 
Vorteile. Erhöhte Luftqualität, 
besseres Mikroklima, Lärm-
schutz, Windschutz, mehr Biodi-
versität, CO₂-Bindung, Wasser-
speicherung, schöneres Ausse-
hen, die Liste ist lang. Trotzdem 
wirken viele Städte grau. 

Doch in vielen Städten hat ein 
Umdenken eingesetzt, in Ham-
burg, und auch in Lüneburg.

Beispiel Hamburg: Bereits 
2014 hat die Stadt als erste deut-
sche Großstadt eine umfassende 
Gründachstrategie ins Leben ge-
rufen. Der Senat hat dafür drei 
Millionen Euro zur Verfügung 
gestellt. Seit Juni wird sie durch 
die Förderung von Fassadenbe-
grünung ergänzt. Mit der Strate-
gie sollen 70 Prozent der Neu-

bauten begrünt werden, die Flä-
che von begrünten Dächern um 
etwa 100 Hektar ansteigen. Das 
ist mehr als die vierfache Fläche 
des Lüneburger Kurparks.

Stadtgrün hat nicht nur öko-
logische Vorteile, sondern auch 
praktische: Die Pflanzen schüt-
zen Wände und Dächer vor Be-
lastungen durch Wärme, Kälte, 
Sonnenstrahlen und Nieder-
schlag. Dächer mit Begrünung 
halten in der Regel doppelt so 
lange wie konventionelle Flach-
dächer. Sie sorgen für ein besse-
res Gebäudeklima und wirken 
wärmeregulierend. 

Längst wird auch in Lüne-
burg über eine grünere Stadt 
nachgedacht. Stadtverwaltung, 
Fachbereich 7: Straßen- und 

Grünplanung. Uta Hesebeck, 
Bauingenieurin und Leiterin des 
Bereichs, ist für Begrünungspro-
jekte in Lüneburg zuständig. An 
Ideen mangele es nicht, sagt sie, 
doch auch kleine Stadtbegrü-

nungsprojekte müssen betreut 
werden. Manchmal würden gera-
de sie mehr Aufmerksamkeit be-
nötigen als große. 

Die Ideen in Lüneburg sind 
vielfältig. Auch in Lüneburg gibt 

es eine Förderung für die Begrü-
nung von Dach- und Fassaden-
flächen, pro Jahr steht ein Bud-
get von 30 000 Euro zur Verfü-
gung. 

Zudem werden Verkehrsin-
seln entsiegelt, Wildblumen ge-
pflanzt, Blühstreifen entlang von 
Fahrradwegen angelegt. Auf 
Dauer sollen auch Bushaltestel-
len und Fahrraduntersteller be-
grünt werden. Grünflächen wer-
den mittlerweile seltener ge-
mäht, so können dort Wildblu-
men wachsen – gut für die 
Insekten.

Im Sommer legte der Bund 
ein weiteres Förderprogramm 
auf: „Modellprojekte zur Klima-
anpassung und Modernisierung 
in urbanen Räumen“. Der Bund 
übernimmt bei den Projekten 90 
Prozent der Finanzierung, nur 
zehn Prozent muss die Kommu-
ne tragen. Die Grünplanung hat 
eine Reihe an Projekten im Blick: 
etwa die Entsiegelung von nicht 
mehr benötigten Stellplätzen auf 
dem Kreideberg oder von nicht 
mehr nutzungspflichtigen Rad-
wegen. Der ehemalige Hockey-
platz am Heidkamp könnte in ei-
nen „Pocket Park“ umgewandelt 
werden, Bäume als Schatten-
spender auf Spielplätzen ge-
pflanzt werden. Noch steht die 
Förderzusage aus, doch Hese-
beck ist zuversichtlich: „Wir ha-
ben eine ganze Menge vor.“ 

Viele Kommunen 
haben die Vorteile der 

Stadtbegrünung 
erkannt. Über eine 

Rückkehr der Natur, 
an Fassaden, auf 

Dächern und 
Bushaltestellen

Schon heute wächst es üppig in Lüneburg: Blick vom Kalkberg, auf den Reichenbachplatz, die Baumstraße und die Fassade der Heiligengeist-
schule. Foto: AdobeStock (3), Tjade Brinkmann

HINTERGRUND

Warum grün gut tut
Natur hat eine heilende, entspannende Wirkung 
auf uns. Wieso eigentlich? Wissenschaftler ken-
nen mehrere Gründe: Wer im Grünen unterwegs 
ist, bewegt sich meist und schaut seltener auf 
sein Smartphone. Eine weitere Erklärung bietet 
die sogenannte „Arousal Theory“, die sich mit 
Umgebungsreizen beschäftigt. In Städten sind wir 
besonders vielen Reizen ausgesetzt: hupende Au-
tos, hohe Gebäude, Werbedisplays und schnelle 
Bewegungen. Das kann Stress auslösen. Grünflä-

chen bieten das richtige Level an Reizen und das 
perfekte Verhältnis zwischen Ordnung und Cha-
os, erklärt Friedericke Kuhn vom Institut für ex-
perimentelle Wirtschaftspsychologie der Leupha-
na. Ein Wald hat demnach nahezu therapeutische 
Wirkung auf uns: Das Vogelgezwitscher ertönt 
gleichmäßig; man sieht den Weg, weiß aber nicht, 
was sich hinter der nächsten Kurve verbirgt. Im 
Gegensatz zur Eintönigkeit einer Wüste wird ei-
nem so nicht langweilig. Maxine Schröder
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Freund und Helfer aller? 

VON ANTON BURMESTER

Es war ein erstaunlicher Be-
schluss: Der Stadtrat von Minne-
apolis entschied im Juni, die Po-
lizei aufzulösen und durch ein 
„neues Modell der öffentlichen 
Sicherheit“ zu ersetzen. Der 
Grund: Die Polizei sei nicht mehr 
zu reformieren. Was radikal 
klingt, schien dem Stadtrat alter-
nativlos. Die Entscheidung geht 
vor allem auf den Tod des US-
Amerikaners George Floyd zu-
rück, der im Mai 2020 durch Po-
lizeigewalt starb. Auf seinen Tod 
folgten Proteste, die Demonst-
ranten forderten nicht nur eine 
Gleichberechtigung von People 
of Color (POC), sondern auch 
eine radikale Polizeireform. 

Auch in Deutschland wird in 
den vergangenen Monaten über 
Reformen bei der Polizei disku-
tiert. Immer wieder gibt es Vor-
würfe, Polizist*innen gingen un-
verhältnismäßig hart gegen 
Bürger*innen vor. Es sind solche 
Vorfälle, die eine Debatte über 
Polizeigewalt anstoßen, wie sie 
vor dem Tod George Floyds 
kaum möglich gewesen wäre. 
Und die zu Fragen führen: Wie 
gravierend ist das Problem von 
Rassismus und rechtswidriger 
Gewalt bei der Polizei in Deutsch-
land? 

Die Mehrheit der Bürger*in-
nen, die keiner marginalisierten 
Gruppe angehört, hat großes 
Vertrauen in die Polizei. Und das 

auch nicht unbegründet: Ein 
Großteil der deutschen 
Polizist*innen bricht kein Recht. 
Sie üben einen Beruf aus, der an-
strengend und belastend sein 
kann. Sie schützen und helfen. 

Wenn man aber mit Minder-
heiten spricht, zeichnet sich eine 
andere Wahrnehmung. Es klingt 
mehr nach Furcht als nach 
Schutz. Woran liegt das? Welche 
Probleme liegen vor, und was 
muss geschehen, damit die Poli-
zei in einer Stadt der Zukunft als 
„Freund und Helfer“ aller wahr-
genommen wird?

Laila Abdul-Rahman forscht 
an der Ruhr-Universität Bochum 
zur „Körperverletzung im Amt 

durch Polizeibeamt*innen“ 
(KviAPol). Für sie liegt ein Prob-
lem im institutionellen Rahmen. 
Racial Profiling, das Kontrollie-
ren von Menschen auf Grund ih-
res Äußeren, scheint weit ver-
breitet. Allerdings gibt es kaum 

Zahlen, die das belegen. Studien 
zu den politischen Ansichten 
von Polizist*innen werden im-
mer wieder verhindert, zuletzt 
von Innenminister Horst Seeho-
fer. Schließlich sei die Praktik 
verboten. Auch Abdul-Rahman 
glaubt nicht, dass die Mehrheit 
der Polizeibeamt*innen rassis-
tisch eingestellt sei, „wenn man 
ein Verständnis davon hat, dass 
Rassismus nur dann vorherrscht, 
wenn er gewollt oder beabsich-
tigt ist. ist. Aber auch unbewuss-
te Vorurteile können zu rassisti-
scher Diskriminierung führen. 
Deshalb ist eine Studie wichtig.“  

Problematisch sei zudem das 
Fehlen einer Kennzeichungs-
pflicht von Polizeibeamt*innen 
in vielen Bundesländern. So 
könnten Opfer von Polizeigewalt 
nur eine Anzeige gegen Unbe-
kannt stellen. Ein Großteil der 
von Abdul-Rahman und 
Kolleg*innen befragten Opfer 
verzichtete darauf. Selbst wenn 
sie eine stellen, kommt es selten 
zu einem Verfahren. 

Gerade mal zwei Prozent der 
2018 gegen Polizist*innen erstat-
teten Anzeigen haben zu einem 
Prozess geführt. Das Forschungs-
projekt KviAPol nimmt an, dass 
mindestens fünfmal so viel 
rechtswidrige Polizeigewalt 
stattfindet. 

Aber es sind nicht allein die 
Strukturen, die zu rechtswidri-
ger Gewalt und Rassismus füh-
ren. So tauchten Munition und 
Waffen, die bei der Polizei ver-
schwanden, später in rechten 
Netzwerken in Sachsen wieder 
auf. Oder Drohbriefe an 
Politiker*innen, mit NSU 2.0 un-
terschrieben, stammten unter 
anderem von einem Ex-Polizis-
ten. 

Die Polizei bietet Menschen 
mit konservativem oder rechts-
extremistischem Denken einen 
Platz, beobachtet Polizeiwissen-
schaftlers Rafael Behr. Er bildet 
selbst angehende Polizist*innen 
aus. 

Im Interview mit der „Zeit“ 
schilderte er, dass es kaum „Lin-
ke“ bei den Polizeischülern gäbe. 
Rechtsradikale Netzwerke hinge-
gen werden immer wieder aufge-
deckt,  bei der Polizei und ande-
ren deutschen Sicherheitsorga-
nen. Wie das „Hannibal“- 
Netzwerk 2017 oder zuletzt 
WhatsApp-Gruppen in Nord-
rhein-Westfalen und Hessen. 
Was muss nun passieren, 
damit die Polizei der Zu-
kunft für alle da ist? 

Es müsste mehr in 
andere Kompetenzen 
und Bereiche inves-
tiert werden, etwa so-
ziale Arbeit, meint 
Laila Abdul-Rahman. 
Gerade Fälle, in die 
psychisch Erkrankte 
verwickelt seien, eska-
lierten häufig, da 
Polizist*innen psycholo-
gisch nicht ausreichend 
geschult seien. 

Generell würde die Poli-
zei in einer Stadt der Zu-
kunft vorbeugender ar-
beiten. Heute schreitet 
sie vielfach bereits 
ein, bevor der Kon-
flikt entfacht ist. 
Dazu passt auch das 
Selbstverständnis 
und die Arbeitsweise 
der Polizei als nicht nur 
repressive, sondern 
auch präventive Kraft, 
wie Andrea Kretsch-
mann vom Centre Marc 

Bloch in Berlin sagt. Die präven-
tive Arbeit der Polizei ist dabei 
oft an der Schnittstelle zur Sozi-
alen Arbeit angesiedelt, wobei 
nicht wenige Polizist*innen heu-
te eine wachsende Belastung ge-
rade in solchen Bereichen be-
mängeln. So sagt auch der stell-
vertretende Landesvorsitzende 
der Gewerkschaft der Polizei 
Niedersachsen, Kevin Komolka, 

dem ZDF, dass Polizist*innen im-
mer mehr Aufgaben erledigen 
müssen.

Sowohl Kretschmann als 
auch Laila Abdul-Rahman for-
dern eine Kennzeichnungs-
pflicht. Sie halten darüber hin-
aus eine externe Kontrollinstanz 
der Polizeiarbeit für unabding-
bar. In Großbritannien oder Dä-
nemark gibt es sie schon lange; 
sie fördern eine neutrale, unvor-
eingenommene Ermittlungsar-
beit gegen Polizist*innen.

Wie die Polizei strukturiert 
sein kann, zeigt sich am Beispiel 
der amerikanischen Stadt Cam-
den. Vor zehn Jahren galt sie 
noch als gefährlichste Stadt des 

Landes. Nach einer radikalen 
Reform der Polizei, die 
nun stark auf zuvor-
kommende Kommuni-
kation setzt, begann 
ein Wandel. Kon-
frontationen zwi-
schen Polizei und 
Bevölkerung haben 

stark nachgelassen. 
Die Probleme in 

Deutschland sind 
nicht so gravierend wie 

in Amerika, doch zu oft 
wird lediglich auf „Einzel-

fälle“ verwiesen. Der Innen-
minister Nordrhein-Westfa-
lens schlug kürzlich andere 
Töne an. Herbert Reul sprach 
angesichts der neusten Ent-
hüllungen von einem „grund-
sätzlichen Problem in der Po-
lizei“. Zudem forderte er die 
ihm unterstellten 
Polizist*innen auf, „genau 
hinzusehen“ und straf-
rechtlich relevante Inhal-
te zu melden. Es wäre ein 
erster von vielen schwie-
rigen Schritten.

Welche Reformen 
braucht die Polizei  

von morgen?  
Eine Analyse
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„Ein Wandel kann funktionieren“

VON JOHANNA OLBRICH

Die Initiative „Transition Town“ 
setzt sich dafür ein, Städte in Zu-
kunft lebenswerter und nachhal-
tiger zu machen. Die französi-
sche Kleinstadt Ungersheim im 
Elsass befindet sich mitten im 
Wandel. Gut 2400 Menschen le-
ben hier. Sie teilen ein großes 
Ziel: nachhaltig und unabhängig 
zu leben. Ein Gespräch mit dem 
Bürgermeister Jean-Claude 
Mensch.

Herr Mensch, Sie sind seit 31 
Jahren der Bürgermeister von 
Ungersheim, einer Stadt im 
Wandel. Was zeichnet eine 
„Transition Town“ aus?
Wir wollen weniger abhängig 
von der Konsumgesellschaft 
sein. Wir nennen das „Post-
Wachstum“. Wir wollen Lebens-
mittel vor Ort produzieren und 
unsere eigene Energie erzeugen. 
Im Moment schaffen wir es, den 
privaten Verbrauch der Gemein-
de decken zu können. In zwei bis 
drei Jahren werden wir auch den 
industriellen Verbrauch aus er-
neuerbaren Quellen decken kön-
nen und völlig unabhängig sein.

Wie gehen Sie dabei vor?
Den Großteil des Stroms bezie-
hen wir aus Solarenergie. Wir 
nutzen auch Holzenergie, Bio-
masse und Methanisierung. Un-
ser Programm néga-wat, franzö-
sisch für Negativ-Watt, basiert 
auf der Idee, dass wir genau so 
viel Strom produzieren, wie in 
der jeweiligen Region verbraucht 
wird. Dieser gezielte Einsatz 
führt dazu, dass weniger Strom 
verschwendet wird. 

Was war Ihr erstes Projekt?
Wir haben vor 20 Jahren eine So-
larheizung für das Schwimmbad 
gebaut. 

Wie kam es zu dieser Idee?
Anfangs stand das Finanzielle im 
Fokus. Im Jahr 2007 haben wir 
dann erstmals einen Klimaplan 
zur Bekämpfung der globalen Er-
wärmung aufgestellt. Zwei Jahre 
später haben wir beschlossen, 
vermehrt lokale Bio-Lebensmit-
tel zu produzieren und Ansätze 
der partizipativen Demokratie in 
die Gemeinde eingeführt. In un-
terschiedlichen Kommissionen 
kann jeder Bürger die Stadt mit-
gestalten. Unsere Wünsche wer-
den nicht mehr von Politikern 
repräsentiert, weil wir diese 
selbst umsetzen. 

Was ändert sich dadurch?
Unsere Einsparungen haben es 
uns ermöglicht, Abgaben an die 
Kommune zu verringern. Ob-
wohl unsere Kinder seit 15 Jah-
ren in der Schule nur Bio essen, 
muss zum Beispiel niemand da-
für einen Aufpreis zahlen. Die lo-

kale Bio-Lebensmittelprodukti-
on sorgt auch dafür, dass die 
Menschen gesünder leben. 

Und die Mobilität?
Das ist die große Schwachstelle. 
Der öffentliche Nahverkehr ist 
noch nicht ausreichend entwi-
ckelt, und vor allem im Indust-
riegebiet ist die Belastung durch 
Abgase hoch. Unsere Eisenbahn 
wurde vor 30 Jahren abgeschafft, 
weil zu wenig Menschen die 
Bahn genutzt haben und sie 

nicht rentabel war. Es bedarf er-
heblicher Investitionen und ein 
stärkeres Engagement der Regi-
onalpolitiker, um die Situation 
zu verbessern. Wir allein können 
da wenig ausrichten. 

Um den lokalen Handel zu stär-
ken, haben Sie eine neue Wäh-
rung eingeführt. Warum?
Es handelt sich um eine soge-
nannte Komplementärwährung. 
Sie existiert also zusätzlich zum 
Euro. Wir nennen sie „Radies-

chen“. Ein Radieschen ist einen 
Euro wert. Unser Ziel war es, die 
Anwohner dazu zu bringen, 
mehr lokale Produkte zu kaufen 
und damit die lokalen Unterneh-
men zu unterstützen. Wenn die 
Leute mit Radieschen bezahlen, 
erhalten sie Rabatt auf ihre Ein-
käufe. Händler können die Ra-
dieschen, neben dem Euro, in 
ihre Handelsbilanz mit aufneh-
men. Es ist aber keine spekulati-
ve Währung. Die Anwohner sol-
len für Produkte, die es auch bei 
uns gibt, nicht in die nächstgrö-
ßere Stadt fahren. 

Haben Sie Vorbilder  
bei Ihren Projekten? 
Es gibt eine Vielzahl von Initia-
tiven im ganzen Land und in Eu-
ropa, aber dieses Programm, das 
wir in Ungersheim umsetzen, ist 
ziemlich einzigartig. Es sind viel-
mehr Initiativen aus anderen 
Städten wie Luxemburg oder Nî-
mes, die uns um Rat fragen. 

Wie kann jeder Einzelne Teil 
dieses Wandels werden?
Man muss den Willen haben, 
sich selbst zu verändern. Wir als 
Verbraucher haben eine unver-
gleichliche Wirkung: Wenn wir 
fünfzig Prozent weniger Fleisch 
konsumieren, muss der Produ-
zent nachziehen. Wenn wir kei-
ne Produkte aus Palmöl mehr 
kaufen, werden wir die Abhol-
zung stoppen. 

Das hört sich alles sehr  
positiv an. Aber diese Lebens-
umstellung erfordert doch  
auch einen Verzicht.

Ist es ein Opfer oder ist es eine 
Frage der Gesundheit und des 
Schutzes des Planeten, weniger 
Fleisch zu essen? Es vermindert 
das Leid der Tiere und unsere 
menschliche Unwürdigkeit. Ich 
finde es unwürdig, dass wir Tie-
re bewusst leiden lassen.  Nein, 
das sind wirklich keine Opfer. 
Diese Lebensweise schafft mehr 
soziale Bindungen und Solidari-
tät. Das sind die Werte, die 
menschliche Beziehungen berei-
chern. 

Ungersheim ist klein.  
Können auch Großstädte  
diesen Wandel schaffen?
Natürlich. Aber dazu braucht es 
politischen Willen und Achtsam-
keit. Berlin ist schon jetzt viel 
grüner als Paris. 

Glauben Sie, dass wir auch  
auf internationaler Ebene zu  
einem Wandel bereit sind?
Ich glaube, dass es erst einer Rei-
he von Katastrophen bedarf, be-
vor sich der Mensch verändern 
kann. Denken Sie nur an einen 
Tag ohne Strom. Es würde sofort 
zu öffentlichen Unruhen kom-
men. Und Katastrophen wird es 
geben, Lebensmittelknappheit 
und vor allem Wassermangel. 
Das beunruhigt mich sehr. 

Sie klingen, als hätten Sie keine 
Hoffnung für die Zukunft.
Ich bin eigentlich Optimist. 
Wenn wir den Lauf des Lebens 
wirklich ändern wollen, können 
wir das. Wir in Ungersheim ver-
suchen der Welt zu zeigen, dass 
ein Wandel funktionieren kann. 

Strom selbst 
erzeugen, Bio-

Lebensmittel vor Ort 
anbauen, eine eigene 
Währung: Die Stadt 
Ungersheim geht 

ungewöhnliche Wege

Jean-Claude Mensch: „Man muss den Willen haben, sich selbst zu 
verändern.“� Foto: Mairie Ungersheim

„Auch 
unbewusste 
Vorurteile 
können zu 

rassistischer 
Diskriminierung 

führen.“
Laila Abdul-Rahman
Universität Bochum



S TAR T WOCHENZEITUNGFreitag, 9. Oktober 2020 · Nr. 23628

Herausgeber
Medienhaus Lüneburg GmbH, 
Am Sande 18-20, 21335 Lüne-
burg
Geschäftsführer
Wolf Chr. Bergmann, Jens Wie-
semann, Christian von Stern
Leitung Startwochenzeitung
Christopher Piltz, Martin 
Schlak, Martin Jäschke (digital)
Chefin vom Dienst
Anna Hoffmann
Redaktion
Luise Asmussen, Cornelia 
Braun, Tjade Brinkmann, Julia 
Fehr, Ambra Ihme, Charline 
Löbbecke, Fritz Lüders, Leon 
Maack, Corinna Manschke, 
Gina La Mela, Christoph Mey-
er, Ulrike Mühlhaus, Thore 
Rausch, Hannah Steiner
Layout
Thorsten Lustmann

IMPRESSUM

Zu den Sternen

VON THORE RAUSCH

Auf dem Mars könnte es bald 
ziemlich voll werden. In diesem 
Sommer sind gleich drei Natio-
nen zum roten Planeten aufge-
brochen: die Vereinigten Arabi-
schen Emirate, China und die 
USA. An Bord der insgesamt acht 
Raketen befinden sich For-
schungsroboter und Sonden, die 
mögliche Landungsplätze für 
eine bemannte Mission sowie 
Daten zur Planetenoberfläche 
liefern sollen. 

Wieso ist unser Nachbarpla-
net so reizvoll für die Wissen-
schaft?

Der Mars könnte Antworten 
auf große Fragen verbergen, tief 
unter seiner rostfarbenen Ober-
fläche. Dort liegen Überreste von 
einst gewaltigen Ozeanen, in 
Form von Eisplatten. Wo Wasser 
ist, könnte auch Leben sein. 
Heute gilt als sicher: Auf dem 
Mars herrschte lange vor der 
Entstehung der Menschheit ein 
erdähnliches Klima. Mikrobakte-
rielles Leben könnte im Eis kon-
serviert sein und uns neue Hin-
weise über unsere Entstehung 
bringen. 

Eine Stadt auf dem Mars ist 
für manche der größte Schritt in 
der Menschheitsgeschichte seit 
der Evolution, für andere teure 
Spielerei in Zeiten des Klima-
wandels und sozialer Ungerech-
tigkeit. Ein Unternehmer glaubt 
an ersteres und hat sich den 
Mars zur Lebensaufgabe ge-
macht.

Elon Musk wurde 2002 durch 
den Verkauf seines Online-Be-
zahldienstes PayPal über Nacht 
zum hundertfachen Millionär. 
Kurz darauf kaufte er zwei Flug-
zeughangars an der Westküste 
Kaliforniens und beschloss, zum 
Mars zu fliegen. Die Geburt von 
SpaceX. Wurde er anfangs noch 
belächelt, setzen seine Raketen 
knapp zwanzig Jahre später neue 

Standards in der Branche. Sie lö-
sen eines der grundlegendsten 
Probleme der Raumfahrt: die 
Wiederverwendbarkeit. 

Bei einem Raketenstart hie-
ven mehrere Antriebsstufen die 
Flugkapsel mit bis zu fünf Milli-
onen Pfund Schub – vergleichbar 

mit der vollen Leistung von 18 
Jumbojets – in die Höhe. Bislang 
wurden die Antriebsstufen nach 
Austritt aus der Erdatmosphäre 
abgetrennt und stürzten kont-
rolliert in den Ozean. SpaceX ge-
lang eine kleine Revolution: Ihre 
Triebwerke landen ferngesteuert 
sicher auf dem Boden. Damit 
können sie wiederverwendet 
werden und senken die Startkos-
ten ihrer Marsrakete auf ge-
schätzte zwei Millionen Dollar. 
Die US-Raumfahrtbehörde 
NASA entwickelt derweil eine ei-
gene Langstreckenrakete. Der 
Start des Space Launch Systems 
kostet nach aktuellem Stand al-
lerdings mehr als das Fünfhun-
dertfache: eine Milliarde US-Dol-
lar.

Während die NASA einen be-
mannten Flug zum Mars frühes-
tens ab 2035 realisieren will, vi-
siert Musk bereits 2024 an. Sei-
ne Marsrakete „Starship“ absol-
vierte schon erste Testflüge. 
Noch in diesem Jahrzehnt sollen 
bis zu 100 Passagiere den etwa 
acht bis zwölf Monate langen 
Flug antreten. Die Reise zum 
Mars kommt ohne garantiertes 
Rückflugticket. Der rote Planet 
bietet zwar durch die vorhande-
nen Rohstoffe Wasser und Me-
than die Möglichkeit Treibstoff 
herzustellen, doch bis dies um-
setzbar ist, würden Jahre verge-
hen. 

Jahre können lang sein auf 
dem Mars. 687 Tage braucht der 
Planet, um die Sonne zu umkrei-
sen. Das Ziel der ersten Men-
schen auf dem Mars ist: zu über-
leben. Der Mars ist – anders als 

die Erde – durch seine dünne At-
mosphäre kaum geschützt gegen 
kosmische Strahlung, Sonnen-
stürme oder Asteroiden. Doch 
größere Gefahr birgt die Oberflä-
che selbst. Die Durchschnitts-
temperatur von minus 60 Grad 
Celsius, das Fehlen von Atemluft, 
Sandstürme und aktive Vulkane 
lassen keinen Raum für mensch-
liches Versagen. 

 Doch die staubige Felsland-
schaft des Mars könnte trotzdem 
unser neues Zuhause werden. 
Auf viele Fragen hat die Wissen-
schaft eine Antwort parat. Strom 
könnte durch Solartechnik ge-
wonnen werden, Wasser durch 
die unterirdischen Eisreserven 
und Nahrung durch eigenen An-
bau in Gewächshäusern. 
Eine Mars-Stadt 
müsste sich 
selbst ver-
sorgen. 
Um 
dies 

Realität werden zu lassen, müs-
se man 1000 Raumschiffe bau-
en, um Frachtgut, Infrastruktur 
und die Crew innerhalb von 20 
Jahren zum Mars zu transportie-
ren, schrieb Elon Musk auf Twit-
ter. Schneller gehe es nicht, da 
es die planetarische Ausrichtung 
des Nachbarplaneten nur alle 
zwei Jahre ermögliche, ihn zu er-
reichen. 

Auch wenn eine Stadt auf 
dem Mars noch wie eine entfern-
te Utopie scheint – sie könnte ei-
nes Tages eine Notwendigkeit 
sein. „Die Erde ist ein wunder-
voller Ort“, sagte der Astrophy-
siker Stephen Hawking. „Aber 
das könnte nicht immer so blei-
ben.“ 

Die Zukunft der 
Städte liegt jenseits 
der Erde. Menschen 
haben ein neues Ziel: 
eine Stadt auf dem 
Mars. Der Wettlauf 
hat längst begonnen

Was würdest du für deine Stadt tun?

Eine Umfrage von Julia Fehr und Thore Rausch

Stephanie Umland (53): 
„Ich würde naturnahe 

Gärten in Neubau-
gebieten unter-
stützen und mich 
dafür einsetzen, 
dass Schottergär-
ten verboten

werden.“

FRAGE DES TAGES

Martin Kujawski (33): 
„Einen Raum schaffen, 
in dem sich Männer 
von einer anderen, 
verletzlichen Seite 
zeigen können. Ich 
bin neu in Lüneburg 

und suche nach genau 
so einem Ort.“

Marion Schröder (53): 
„Es sollte mehr be-

zahlbaren Wohn-
raum geben. Ich 
würde gemein-
schaftliche Projekte, 
die generationen-

übergreifend arbei-
ten, unterstützen.“

Eva Horne (54): 
„Ich wohne direkt am 
Elbstrand, der oft 
vermüllt ist. Häufig 
habe ich eine Müll-
tüte dabei und 
sammle den Abfall 

ein.“

Christina Poller 
(27): „Mich in der 
Flüchtlingshilfe 
einsetzen.“

Wolfgang Schoknecht 
(69): „Als gelernter 

Handwerker lege 
ich viel Wert auf 
Details. Ich würde 
den Erhalt von tra-
ditionellen Gebäu-

den unterstützen.“

Katharina Behr (22): 
„Demonstrieren gehen, 
damit Lüneburg ein si-
cherer Hafen wird. Es 
ist wichtig, sich auch lo-
kal zu engagieren, um 

das Bewusstsein der 
Menschen zu erreichen.“

Christina Karbe (82): 
„Auf dem Lüneburger Wo-

chenmarkt einkaufen. Es 
gibt eine große Auswahl 
an lokalen Lebensmitteln. 
Der Markt ist etwas Be-
sonderes. Wenn mich 

Freunde besuchen, gehen 
wir dort einkaufen.“

Heidi und Uwe Mohr: 
„Viel mit dem Fahrrad fahren, 
zum Beispiel in die Innenstadt 
zum Einkaufen. Viele Touris-
ten reisen mit dem Auto an, 
dadurch entsteht Umweltver-

schmutzung.“

Dorothée Falkenberg (22): 
„Ich gehe wählen, auch bei regi-

onalen Wahlen. Mir ist wich-
tig, dass meine Interessen 
auch auf kommunaler Ebene 
gehört werden.“

Marike Johanssen (22): „Wohnen 
sollte gerechter werden. Ich 
würde einen Brief an den Bür-
germeister schreiben, dass al-
ternative Wohnprojekte wie 
„Unfug“ von der Stadt geför-

dert werden und einen Platz 
in der Gesellschaft bekommen.“

Sebastian (39) und Maren (26) 
Schedelka: „Menschen die  

Geschichte ihrer Stadt näher 
bringen. In unserer Heimat-
stadt Büchen haben wir einen 
Vortrag zur Stadthistorie ge-
hört. Geschichte sollte nicht 

verloren gehen.“

Noch in diesem 
Jahrzehnt sollen 

bis zu 100 
Passagiere den 
etwa acht bis 
zwölf Monate 
langen Flug 

antreten.

Teil 5:  
Wer sind 

Sie?

Von Hannah Steiner

GLOSSE: 
SCHEITERN  

AN DER ZUKUNFT

Im Zeitalter der Digitalisie-
rung geht im Alltag fast 
nichts mehr ohne Smart-
phone. In ständigen Up-

dates bekommt unser Handy 
neue Funktionen, die unser Le-
ben erleichtern sollen. Sollen, ge-
nau. Unsere individuellen Fin-
gerabdrücke werden so zu den 
neuen Schlüsseln der digitalen 
Welt. Mein Daumen statt Ste-
fan1995!&. Für mich ziemlich 
praktisch, denn ich vergesse 
ständig, wann Stefan geboren ist. 

Aber eines Tages, in der Zu-
kunft, wird es geschehen: Ich 
schneide mich am Daumen. 
Nicht weiter tragisch, bis ich eine 
Bestellung über Paypal bezahlen 
möchte. Mein Paypal-Konto er-
kennt meinen Daumen nicht 
mehr. Ich fordere ein neues Pass-
wort an. Doch als ich meine 
Emails auf meinem Laptop öff-
nen möchte, scheitere ich auch 
da. Kein Zugang mit verletztem 
Daumen. Um hier ein neues Pass-
wort zu bekommen, muss ich 
den Kundendienst anrufen. 

Wäre mir das bei der Ge-
sichts-Identifikation genauso 
passiert, überlege ich. Erkennt 
mein Handy mich dann nicht 
mehr, wenn ich eine neue Brille 
trage oder mir einen Pony 
schneide? Wer sind wir in der di-
gitalen Welt, wenn wir uns nicht 
mehr ausweisen können?

20 Minuten Warteschleifen-
Melodie, eine Roboterstimme 
und dann – endlich – einen ech-
ten Menschen später kann ich 

mich an meinem 
Laptop anmelden 
und meine Pass-
wörter zurückset-

zen. Die 
schreibe 
ich mir 
jetzt auf, 
ganz klas-
sisch auf 

Papier. Mei-
ne Begeiste-

rung für den Fingerabdruck-
Login ist irgendwo zwischen 
meinen neuen Passwörtern und 
PINs verloren gegangen. 

In der Zwischenzeit hätte ich 
das Geld wahrscheinlich schnel-
ler persönlich vorbeigebracht. 
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